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Die arbeitsmedizinische Vorsorge: 
 
Die Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) gibt die 
Rahmenbedingungen hinsichtlich der Durchführung einer arbeitsmedizinischen Vorsorge vor. 
 
Das Ziel ist es, arbeitsbedingte Krankheiten frühzeitig zu erkennen und zu verhindern. 
Arbeitsmedizinische Vorsorge im Sinne dieser Verordnung (§ 2 Begriffsbestimmungen) ist 
Teil der arbeitsmedizinischen Präventionsmaßnahmen und dient der Beurteilung der 
individuellen Wechselwirkungen von Arbeit und physischer und psychischer Gesundheit, der 
Früherkennung arbeitsbedingter 
Gesundheitsstörungen sowie der Feststellung, ob bei Ausübung einer bestimmten Tätigkeit 
eine erhöhte gesundheitliche Gefährdung besteht. 
 
Eine Gefährdungsbeurteilung, erstellt durch die im Bereich der inneren Schulangelegenheiten 
verantwortliche Schulleiterin oder den verantwortlichen Schulleiter (§ 59 Abs. 8 SchulG i. V. m. 
§ 13 Abs. 1 Nr. 4 ArbSchG), ist die Grundlage für eine entsprechende arbeitsmedizinische 
Vorsorge am jeweiligen Arbeitsplatz. 
 
Ergeben sich bei der arbeitsmedizinischen Vorsorge Hinweise darauf, dass die Maßnahmen 
des Arbeitsschutzes nicht ausreichen, werden diese arbeitsmedizinisch bewertet und 
entsprechend Maßnahmen vorgeschlagen. 
 
Die Fachexpertise des beauftragten überbetrieblichen Dienstes i.S. v. § 19 ASiG (BG prevent) 
kann jederzeit durch die Verantwortlichen einbezogen werden. 
 
Nach der ArbMedVV werden drei Arten arbeitsmedizinische Vorsorge unterschieden: 
Angebotsvorsorge, Pflichtvorsorge und Wunschvorsorge. 
 
Der / die Beschäftige sowie die Arbeitgebervertretung erhalten nach erfolgter Angebots-, 
Pflicht- oder Wunschvorsorge eine Vorsorgebescheinigung, die lediglich Termin und Anlass 
der Vorsorge sowie ggf. einen Folgetermin enthält. Die Vorsorgebescheinigung enthält keine 
Aussagen zur gesundheitlichen Eignung. Die Ergebnis- und Befundmitteilung sind Teil der 
arbeitsmedizinischen Beratung in der Vorsorge und werden in der ärztlichen Dokumentation 
festgehalten. Auf Wunsch der / des Beschäftigten, kann das Ergebnis zur Verfügung gestellt 
werden. 
 
 
 
 
 
 



 
Die Angebotsvorsorge: 
 
Eine Angebotsvorsorge ist eine arbeitsmedizinische Vorsorge, die bei bestimmten 
gefährdenden Tätigkeiten durch den Dienstherrn angeboten werden muss. Die 
Landesbeschäftigten an den öffentlichen Schulen müssen das Angebot nicht annehmen. 
 
Mögliche Beispiele an Schulen sind 

 arbeitsmedizinische Vorsorge bei Tätigkeiten mit Gefahrstoffen 
 arbeitsmedizinische Vorsorge bei Tätigkeiten mit Lärmexposition 
 arbeitsmedizinische Vorsorge bei Tätigkeiten mit Staubexposition 
 arbeitsmedizinische Vorsorge bei Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen –

pflegerische Tätigkeiten 
 

 arbeitsmedizinische Vorsorge bei Tätigkeiten an Bildschirmgeräten 

Die ersten vier Angebotsvorsorgen können durch die Schulleitung nach einer 
Gefährdungsbeurteilung als nötige Maßnahme identifiziert werden. Diese Vorsorgen können 
dann mit dem zuständigen BG prevent - Gesundheitszentrum vereinbart werden. 
Die arbeitsmedizinische Vorsorge bei Tätigkeiten an Bildschirmgeräten kann gebucht werden 
unter: https://www.sichere-gesunde-schule.nrw/  (Zugangsdaten: Benutzer: Lehrkraft-NRW, 
Passwort: Gesund+Sicher), Bereich Arbeitsmedizin-> Vorsorge Bildschirmarbeitsplatz. 
 
 
Beispielhafter Ablauf: 
 
Eine landesbeschäftigte Person an einer öffentlichen Schule führt Tätigkeiten mit 
Infektionsgefährdung im Dienst durch. Die Gefährdungen dieser individuellen Tätigkeit 
werden durch die Schulleitung anhand einer Gefährdungsbeurteilung festgestellt. Solche 
Tätigkeiten können zum Beispiel pflegerische Tätigkeiten (Wickeln, Begleitung von 
Toilettengängen, Unterstützung beim Essen (Essen anreichen) und Ähnliches sein. 
 
Dieser Person würde sodann die arbeitsmedizinische Vorsorge bei Tätigkeiten mit 
biologischen Arbeitsstoffen angeboten. 
 
Biologische Arbeitsstoffe (kurz Biostoffe) sind Mikroorganismen, Zellkulturen, Keime, Viren 
und Bakterien, die den Menschen durch Infektionen, infektionsbedingte akute oder chronische 
Krankheiten, gefährden können. 
 
 
 
Die Pflichtvorsorge: 
 
Pflichtvorsorge ist eine arbeitsmedizinische Vorsorge, die bei bestimmten besonders 
gefährdenden Tätigkeiten veranlasst werden muss. 
 
Der Arbeitgeber darf die beschäftige Person nur mit dieser konkreten gefährdenden 
Tätigkeit betrauen, wenn diese Pflichtvorsorge erfolgt ist. 
 
Beispielhaft wird hier ausgeführt: 
 
Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen - Förderschule mit Frühförderung 
Wie im Anhang der ArbMedVV aufgeführt (Teil 2 (1) Pflichtvorsorge, Absatz 3) ist eine 
Pflichtvorsorge bei Tätigkeiten in Einrichtungen zur vorschulischen Betreuung von 



Kindern (Tätigkeiten mit regelmäßigem, direktem Kontakt zu Kindern hinsichtlich Bordatella 
pertussis, Masernvirus, Mumpsvirus, Rubivirus oder Varizella-Zoster-Virus) vorgesehen. Dies 
betrifft Lehrkräfte mit Einsatz in der Frühförderung (zum Beispiel bei häuslicher 
Frühförderung oder Frühförderung von Kindern in Kitas). Impfungen sind dabei Bestandteil der 
arbeitsmedizinischen Vorsorge. 
 
Die Schulleitung klärt anhand der Gefährdungsbeurteilung, welche Beschäftigten in der 
Frühförderung von Kindern dienstlich eingesetzt werden. Eine Maßnahme aus der 
Gefährdungsbeurteilung ist die Veranlassung der entsprechenden Pflichtvorsorge für die 
Lehrkräfte mit Einsatz in der Frühförderung. Die Schulleitungen der bekannten Förderschulen 
mit Frühförderung werden niederschwellig jährlich von BG prevent zu Beratung und 
Unterstützung kontaktiert. 
 
 
 
Die Wunschvorsorge: 
 
Wunschvorsorge ist nach § 5 der ArbMedVV und analog §11 des Arbeitsschutzgesetzes eine 
arbeitsmedizinische Vorsorge die bei Tätigkeiten, bei denen ein Gesundheitsschaden nicht 
ausgeschlossen werden kann, auf Wunsch des oder der Beschäftigten zu ermöglichen ist. Es 
sei denn, aufgrund der Beurteilung der Arbeitsbedingungen und der getroffenen 
Schutzmaßnahmen ist nicht mit einem Gesundheitsschaden zu rechnen 
 
Die Wunschvorsorge kommt für landesbeschäftigtes Schulpersonal folglich in Betracht, wenn 
Gefahren während der Tätigkeit nicht ausgeschlossen werden können und nach Anhang der 
ArbMedVV weder eine Pflichtvorsorge veranlasst noch eine Angebotsvorsorge unterbreitet 
werden muss. Dies gilt nicht, wenn aufgrund der Beurteilung der Arbeitsbedingungen und der 
getroffenen Schutzmaßnahmen nicht mit einem Gesundheitsschaden zu rechnen ist. 
Die ArbMedVV enthält keine Auflistung von Tätigkeiten, bei denen Wunschvorsorge gewährt 
werden muss. 
 
Für die Inanspruchnahme einer Wunschvorsorge stimmt sich die Beschäftigte bzw. der 
Beschäftigte zunächst mit der Schulleitung ab (Eine Gefährdungsbeurteilung muss auch hier 
durch die Schulleitung erstellt werden!). Danach nimmt die Schulleitung zum weiteren 
Vorgehen Kontakt mit BG prevent auf. 
 
Nach der Arbeitsmedizinischen Regel (AMR) 3.3 „Ganzheitliche arbeitsmedizinische 
Vorsorge“ muss der Arbeitgeber die Beschäftigten über die Möglichkeit informieren, eine 
Wunschvorsorge zu erhalten. Dies kann z.B. im Rahmen der Unterweisung erfolgen.  
 
Bei der ganzheitlichen arbeitsmedizinischen Vorsorge werden alle Arbeitsbedingungen und 
alle arbeitsbedingten Gefährdungen sowie die individuellen Wechselwirkungen von Arbeit und 
physischer und psychischer Gesundheit berücksichtigt. Somit trägt diese Vorsorge zur 
individuellen Gesundheit der Beschäftigten und zur Stärkung des Gesundheitsschutzes in der 
jeweiligen Schule bei.  
 


